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„DEUTSCHLAND   FAIR  äNDERN. 

CDU-Bundesvorstand 
beschließt Leitantrag 

,e Spitzengremien der 
^DU Deutschlands haben 

as Konzept der Herzog- 
Emission zur Reform 
er sozialen Sicherungs- 

^steme ohne Änderun- 
^en als Antrag an den 

ai*teitag beschlossen. 
»Wir haben  die  Wei- 

heti der christlich-demo- 

kratischen Politik ge- 
stellt," zeigte sich Angela 
Merkel nach fünfstündi- 
gen Beratungen in den 
Spitzengremien der Partei 
zufrieden. Nachdem Alt- 
Bundespräsident Roman 
Herzog sowohl im Präsi- 
dium wie im Bundesvor- 
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Fortsetzung von Seite 1 
stand die Grundzüge sei- 
ner Vorschläge erläutert 
hatte, hätten sowohl Präsi- 
dium als auch Bundesvor- 
stand nach einer kamerad- 
schaftlich und sachlich ge- 
führten Debatte mit über- 
wältigender Mehrheit für 
die in dem Herzog-Kon- 
zept enthaltenen Rich- 
tungsentscheidungen ge- 
stimmt. Es habe eine fast 
vollständige Übereinstim- 
mung darüber bestanden, 
dass die individuelle Ei- 
genvorsorge gestärkt wer- 
den müsse, um die Bei- 
träge für Renten-, Kran- 
ken-, Pflege- und Arbeits- 
losenversicherung dauer- 
haft unter 40 Prozent 
drücken zu können. Bei 
der Abstimmung im Bun- 
desvorstand haben sich 
zwei Mitglieder gegen das 
Konzept ausgesprochen, 
ein weiteres Mitglied hat 
sich der Stimme enthalten. 
Sie rechne mit „zum Teil 
noch harten Debatten" in 
den nächsten Wochen, er- 
klärte Angela Merkel. Sie 
sei aber überzeugt, dass 
das Konzept der Herzog- 
Kommission, das in einen 

Antrag des Bundesvor- 

stands für den Parteitag am 
1. und 2. Dezember in Lei' 
pzig übernommen wurde- 
eine gute und überzeu- 
gende Diskussionsgrund- 
lage sei. Angela Merkel 
kündigte an, dass sie das 
Konzept gemeinsam m'1 

Generalsekretär Laurenz 
Meyer auf einer Serie von 
Regionalkonferenzen der 
Parteibasis vorstellen und 
mit dieser darüber disku- 
tieren werde. 

Notwendige 
Paradigmen Wechsel 

Mit Blick auf das Re' 
formkonzept der Herzog- 
Kommission sprach di 
Vorsitzende der CVV 

Deutschlands von notwen- 
digen „Paradigmenwecn- 

seln": So werde bei derge' 
setzlichen Krankenversi- 

cherung und bei der P*'e' 
geversichcrung erstmals 
von der Lohngebunden- 

heit der sozialen Sicr>e' 
rungssysteme abge^1 

chen. Durch die Umste1' 
lung der lohnabhängigen 

Krankenkassen bei trag 
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LEITANTRAG 

auf Prämien und die Um- 
wandlung der Pflegeversi- 
cherung   in   eine   Privat- 
kasse würden die Sozial- 
isten  von den Arbeits- 
!ohnen abgekoppelt wer- 
den.   Der   Faktor   Arbeit 
würde wieder billiger und 
damit Wachstum wieder 
m°glich    gemacht    wer- 
en-    Außerdem    würde 

d,e internationale Wettbe- 
werbsfähigkeit   Deutsch- 
es   entscheidend    ge- 

markt. 

. D>e CDU scheue sich 
n,chU       „eine       richti- 
ge Kostenzuordnung" bei 

en Versicherten und ein 
tück   Entkopplung   von 
en   Lohnkosten   vorzu- 

•jehmen,   führte    Angela 
Merkel aus. Dieser Weg 

1 sozial ausgewogen, da 
e,n Ausgleich für das „de- 
"J^graphiefeste kapitalge- 
deckte     Prämienmodell" 

erein zu reformierendes 
teuersystem   stattfinden 
Urde. Bei diesem zwei- 

Paradigmenwechsel 
bürden die Bezieher klei- 
er   Einkommen   soziale 
Usgleichszahlungen 

Jjber das Steuersystem er- 
sten. Hierzu sollen künf- 
'§ alle Steuerzahler ihren 
e>trag leisten, und zwar 
abhängig davon, ob sie 

gesetzlich oder privat ver- 
sieh 
W 

ert  seien.   Auf diese 
e'se sei eine breite soli- 

ar'sche   Verteilung   der 

Lasten gewährleistet, ver- 
sicherte Angela Merkel. 

Ein Konzept für eine 
große Steuerreform, das 
der stellvertretende Vorsit- 
zende der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Friedrich 
Merz, am 3. November der 
Öffentlichkeit vorstellen 
werde, werde auch auf dem 
Leipziger Parteitag zur Be- 
schlussfassung vorgelegt, 
kündigte die Parteivorsit- 

zende an. 
In einer Präambel, die 

dem Leitantrag zur Siche- 
rung der sozialen Siche- 
rungssysteme vorangestellt 
wird, werde der Zusam- 
menhang der Sozialrefor- 
men mit dem notwendigen 
Umbau des Steuersystems 
deutlich, hieß es. „Das Ziel, 
das hinter allem steht, muss 
klar werden: mehr Wachs- 

tum." 
Des Weiteren sei für das 

gesetzliche Rentenalter 
ein „Korridor" zwischen 
63 und 67 Jahren ange- 
dacht. Die volle Rente 
solle nach einer 45jährigen 

Beitragszahlung   gewährt 
werden. 

Unterstützung der 
Familien 

CDU-Generalsekretär 
Laurenz Meyer machte 
deutlich, dass die Herzog- 
Kommission als zentrales 
Element die Unterstützung 
von Familien in ihr 
Konzept eingebaut habe. 
In diesem Zusammenhang 
ist ein Abschmelzen der 
Witwenrente zu Gunsten 
von Erziehungs- oder Pfle- 
geleistungen vorgesehen. 
Außerdem wies Laurenz 
Meyer darauf hin, dass 
sich der Bundesvorstand 
in seinem Antrag an den 
Parteitag klar gegen eine 
Bürgerversicherung aus- 
gesprochen habe. Die mar- 
ginale Entlastungswir- 
kung der Bürgerversiche- 
rung von 0,1 Prozent recht- 
fertige nicht die Zerschla- 
gung eines funktionieren- 
den Systems, bekräftigte 
der Generalssekretär. 

LUTH/l 
Ein umfangreiches 
Informationspaket 

(Antragstext, Materia- 
lienband, Anhänge und 

Power-Point-Folien) 
finden Sie online im 
CDU-Mitgliedernetz 

unter www.cdunet.de 
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REGIONALKONFERENZEN 

„DEUTSCHLAND   FAIR  äNDERN" 

Im Dialog mit der Basis 
Viel Applaus gab es für 
die Parteivorsitzende An- 
gela Merkel auf den ers- 
ten beiden von insgesamt 
sechs Regionalkonferenzen. 

Vor jeweils rund 1.500 
CDU-Mitgliedern in Düssel- 
dorf und Erfurt warb Angela 
Merkel für die Herzog-Pläne 
zum Umbau der sozialen Si- 
cherungssysteme. „Das ist 
kein Anschlag auf das Sozi- 
alsystem, sondern der Ver- 
such einer Antwort, um mehr 
Menschen in Deutschland 
Arbeit zu geben", sagte die 
Vorsitzende. 

Bei der Beantwortung der 
drängenden Fragen dürften 
keine Tabus aufgebaut wer- 

den. „Die Welt hat sich ver- 
ändert. Politik beginnt mit 
dem Betrachten der Rea- 
lität", so Merkel zu den Er- 
gebnissen der Herzog-Kom- 
mission. Die CDU wolle den 
Menschen wieder eine Per- 
spektive geben. Um das zu 
erreichen, seien Verlässlich- 
keit, Offenheit und Ehrlich- 
keit die wesentlichen Vor- 
aussetzungen. Erst wenn die 
Menschen wieder Vertrauen 
fassten, könne die nötige 
Aufbruchstimmung entste- 
hen. 

Während der Aussprache 
zum Vortrag von Angela 
Merkel und den Erläuterun- 
gen    von    Generalsekretär 

Laurenz Meyer zu den Aus- 
Wirkungen der Herzog-Vor- 
schläge gabes viel Unterstüt- 
zung, aber auch wichtige Fra- 
gen. Vor allem der CDA- 
Vorsitzende Hermann Jose» 
Arentz, brachte seine Sorge 
um sozialen Ausgleich zu'11 

Ausdruck. Dafür äußerte die 
Vorsitzende Verständnis- 
Sie machte aber deutlich' 
dass es unsozial sei, vor den 
Herausforderungen die Au- 
gen zu verschließen. Bis spä1 

in den Abend nutzten viele 
CDU Mitglieder die Mög- 
lichkeiten zu Wortmeldun- 
gen. Dabei wurde viel Zu- 
stimmung zu Inhalt und Vor- 
gehensweise geäußert. 

FRAGEN   ZUM   HERZOG-K0NZEPT?   HIER    DIE  ANTWORTEN! 

Ergänzend zum Leitan- 
trag des Bundesvorstandes 
hat die CDU-Bundesge- 
schäftsstelle weitergehen- 
de Informationsmateria- 
lien zu den Vorschlägen 
der Herzog-Kommission 
vorbereitet. Diese stehen 
online im CDU-Mitglie- 
dernetz unter www.edu- 
net.de zum Download zur 
Verfügung. 
• Materialsammlung (PDF- 
Dokument, 77 Seiten) • Prä- 
sentation    Bundesvorstand 

vom 6.10.03 (PDF-Doku- 
ment und Powerpoint-Prä- 
sentation) • Präsentation 
Regionalkonferenzen, Stand 
7.10.03 (PDF-Dokument 
und Powerpoint-Präsenta- 
tion) • Frage-Antwort-Liste 
(FAQ), Liste der häufigsten 
Fragen von Bürgerinnen und 
Bürgern an die Bundesge- 
schäftsstelle. 

Zur Unterstützung bei Fra- 
gen von der Parteibasis und 
aus der Bevölkerung stehen 
Ihnen die Fachreferenten des 

Bereichs Politische Pro- 
gramme und Analyse der 
CDU-Bundesgeschäftsstelle 

von Montag bis Freitag von 
10.00-12.00 und 13.00- 
15.00 Uhr zur Verfügung: 
• Albert Markstahler, 
Referent Gesundheits- und 
Sozialpolitik 
Tel.:030-22070-331 
• Torsten Fischer, 
Referent für 
Alterssicherung und 
Sozialordnung, 
Tel.:030-22070-330. 
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REFORM-DEBATTE' 

HERZOG-KOMMISSION: 

Fragen und Antworten 
D'e Vorschläge der Her- 
z°g-Kommission liegen 
auf dem Tisch und ein ent- 
sprechender Leitantrag 
*n den Parteitag ist auf 
dem Weg. Dennoch häu- 
,en sich die Fragen. 

Die folgende Liste mit 
en häufigsten Fragen 

(FA
Q) soll hier Abhilfe 

Schaffen. In der folgenden 
Ausgabe des UiD wird die 
Liste der FAQ fortgeführt. 
Auf www.cdu.de wird sie 
händig aktualisiert. 
* Warum kann das beste- 

e°de Krankenversiche- 
j^ngssystem nicht fortge- 
»uhrt werden? 

Die sinkende Geburten- 
Jate und die Zunahme der 

ebenserwartung führen zu 
Geblichen Verschiebun- 
§en zwischen den Alters- 
gruppen. Die Zahl der 20- 

5-Jährigen, also derjeni- 
§er>, die gegenwärtig als „er- 
Werbsfähig" bezeichnet 
Werden, geht (bei einer Net- 
°2uwanderung von 
l0o-000) von heute 52 Mil- 
den auf 44 Millionen im 
ahr 2030 und schließlich 

37 Millionen im Jahr 
°50 zurück. Im Gegenzug 

^rnt die Gruppe der Über- 
5 -Jährigen von jetzt 13,7 

^'"ionen auf 20,3 Millio- 
en 'm Jahr 2030 zu und 

wächst dann auf 20,6 Mil- 
lionen im Jahr 2050. Ginge 
alles so weiter wie bisher, 
würden die Beiträge zu den 
Sozialsystemen im Jahr 
2030 unglaubliche 54 Pro- 
zent betragen. Aus diesem 
Grunde brauchen wir echte 
Reformen der sozialen Si- 
cherungssysteme, die weit 
mehr sein müssen als harm- 
lose Reparaturen am beste- 
henden System. 
• Was ist eine Gesund- 
heitsprämie? 

Der Vorteil eines Prämien- 
systems ist, dass es die demo- 
graphische Entwicklung ab- 
bildet und auf versicherungs- 
mathematischen Berechnun- 
gen beruht, welche zu kon- 
stanten Beiträgen führen. 
Wichtig ist vor allem, den Um- 
stieg auf dieses Prämiensy- 
stem solide vorzubereiten. Be- 
reits langjährig Versicherte 
dürfen natürlich nicht durch 
den Umstieg in das neue Sy- 
stem eine zu hohe Belastung 
aufgebürdet bekommen. 
• Muss jetzt jeder sofort 
die Gesundheitsprämie 

bezahlen? 
Nein, weil die Umstel- 

lung frühestens im Jahr 2013 

erfolgen kann. Vor einer 
Umstellung des Systems der 
Krankenversicherung muss 
erst eine 10-jährige Anspar- 

phase erfolgen. In dieser 
Zeit muss der erforderliche 
Kapitalstock angespart wer- 
den , der zur Reduzierung der 
Prämie für Ältere verwendet 
wird. So können auch für 
diese länger Versicherten 
stabile Beiträge garantiert 
werden, die dem eines neu in 
dieses System eintretenden, 
jungen Menschen entspre- 
chen. 
• Ist der Kapitalstock vor 
Zugriff sicher? 

Die Kommission emp- 
fiehlt, den Kapitalstock so 
auszugestalten, dass die an- 
gesparten Mittel einem 
zweckwidrigen staatlichen 
Zugriff zuverlässig und auf 
Dauer entzogen bleiben. 
Dies könnte nach zum Bei- 
spiel durch die Einrichtung 
eines Fonds bei der Bundes- 
bank sichergestellt werden. 
• Müssen meine Kinder 
auch eine Gesundheit- 
sprämie bezahlen? 

Kinder sind in allen Sy- 
stemen beitragsfrei mitver- 
sichert. 
• Was ist, wenn ich diesen 
Betrag nicht aufbringen 
kann? 

Natürlich muss besonders 
auf die finanzielle Leistungs- 
fähigkeit der Geringverdie- 
ner und Familien Rücksicht 
genommen werden. Ein So- 
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REFORM-DEBATTE 

lidarausgleich für Bezieher 
niedriger Einkommen ist da- 
her vorgesehen. 
• Warum werden Beamte 
und Selbstständige zukünf- 
tig nicht, wie in der Bürger- 
versicherung vorgeschla- 
gen, mit einbezogen? 

Eine solche Steigerung des 
Beitragsaufkommens durch 
eine Einbeziehung aller Bür- 
ger würde die gesetzliche 
Krankenversicherung nur um 
0,1 Beitragssatzpunkte im Jahr 
2010 entlasten. Zudem stün- 
den dieser Entlastung unmit- 
telbare, erhebliche Ausgaben- 
steigerungen in den öffentli- 
chen Haushalten gegenüber. 
Allein das Land Nordrhein- 
Westfalen hat für die Über- 
führung seiner Beamten in 
eine „Bürgerversicherung" 
dauerhafte Zusatzkosten in 
Höhe von mindestens 50 Mil- 
lionen Euro errechnet, die 
künftig zusätzlich vom Steuer- 
zahler zu tragen wären. 

Ein weiterer Kritikpunkt 
ist, dass durch eine solche 
Versicherung das Problem 
steigender Lohnnebenko- 
sten nicht gelöst würde, son- 
dern die Koppelung der Bei- 
tragseinnahmen an Löhne 
und Gehälter weiter beste- 
hen bliebe. 

Weiter hätte die Ein- 
beziehung von Beamten 
und Selbstständigen recht- 
lich höchst problematische 
Auswirkungen auf die Ver- 
tragsfreiheit und die Betäti- 

gungsfreiheit der privaten 
Krankenversicherung. Auch 
müssten die Altersrückstel- 
lungen der privaten Kranken- 
versicherung durch die gesetz- 
liche Krankenversicherung 
abgelöst werden. 
• Was ändert sich bei der 
Anrechnung von Kinder- 
erziehungszeiten? 

Die derzeitige Praxis der 
Anrechnung von Erzie- 
hungszeiten im Rentenrecht 
ist nicht ausreichend. Denn 
wer Kinder erzieht, leistet 
einen Beitrag zum Genera- 
tionenvertrag. Deshalb sol- 
len diejenigen, die Erzie- 
hungsarbeit leisten, in der 
Alterssicherung so behan- 

delt werden, als ob sie 
Beiträge wie zu Zeiten einer 
Erwerbstätigkeit gezahlt 
hätten. Wir schlagen vor. 
auch künftig Entgeltpunkte 
für Erziehungsleistungen 
in der Rentenversicherung 

gutzuschreiben und die Zahl 
der anzurechnenden Ent- 
geltpunkte zu verdoppeln- 
Dies würde für künftig0 

Rentner bedeuten, dass 
sechs statt bisher drei Ent- 
geltpunkte für Kinder, die 
nachdem 1.1.1992 geboren 

sind, angerechnet werden 
und zwei Entgeltpunkte statt 
bisher einem für Kinder, die 
vor dem 1.1.1992 geboren 
sind. 

A R B E I T S M A R K T : 
KEINE   ENTWARNUNG 

Entwicklung der Arbeitslosigkeit und der 
Erwerbstätigkeit in Deutschland 

Erwerbstätige 
in Mill. 
39,0 

2000 2001 
Ian. Jan. 
2002 2003 

lache Bundesbank _   HANDEISBIAIT-GRAF IK_ 
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ARBEITSMARKT 

LAURENZ   MEYER: 

Trendwende nicht in Sicht 
Die neuen Zahlen aus 
Nürnberg zeigen: Die 
La8e am Arbeitsmarkt ist 
""verändert dramatisch - 
und eine Trendwende ist 
n'cht in Sicht. 

265 000 Menschen mehr 
als im Vergleichsmonat des 

°rjahres waren im Sep- 
tember ohne Arbeit. Und 
Se'bst diese Zahlen beruhen 
offensichtlich in wesentli- 
chen Teilen auf Statistik- 

ereinigungen. Denn nach 
Quellen Angaben des Sta- 
tischen Bundesamtes 
§'ng die Zahl der Erwerbs- 
tätigen im Vergleich zum 
ergangenen Jahr sogar um 

Jjher 650 000 zurück. Das 
he'ßt: Die Arbeitskraft von 
^° vielen Menschen, wie 
Frankfurt am Main Einwoh- 
ner hat, fehlt für das Wachs- 
tum in Deutschland, sie fehlt 
ahjer auch in Form von Steu- 
erzahlern und Beitragszah- 
ern für die Sozialsysteme. 

Die traurige Erkenntnis: 
ünr Jahre rot-grüne Mis- 

swirtschaft haben die Ar- 
^eitslosenzahlen   auf   Re- 
*°rdniveau   getrieben,  die 
°zialsysteme   stehen   vor 
^  finanziellen  Kollaps, 
•^huld waren für Kanzler 

ehröder bisher immer die 
äderen: Mal die Weltwirt- 
Schaft, mal der Krieg, mal 

die Globalisierung. Dabei 
ist ganz offensichtlich, wer 
die Verantwortung für die 
desolate Lage am Arbeits- 
markt trägt: Schröder und 
seine Chaostruppe. 

Noch immer suchen 
35.000 junge Menschen 
eine Lehrstelle - viermal so- 
viel wie im vergangenen 
Jahr. Gerade hier zeigt sich 
die Folge der rot-grünen 
Wirtschaftspolitik: Kon- 
kurse, mangelnde Planungs- 
sicherheit, immer mehr Be- 
lastungen für Mittelständ- 
ler. All dies führt dazu, dass 
die Unternehmen es unter 
dieser Bundesregierung im- 
mer schwerer haben auszu- 
bilden. Doch statt endlich 
die drängenden Probleme 
dieses Landes anzupacken, 
versteift sich die Regierung 
auf ideologische Neben- 
kriegsschauplätze wie die 
Androhung einer Zwangs- 
abgabe für Unternehmen, 
die nicht ausbilden. Mit die- 

ser unsäglichen Debatte 
schadet Rot-Grün dem Wirt- 
schaftsstandort Deutsch- 
land. Ausbildungsplätze 
werden so nicht geschaffen. 

Lediglich die Schwarzar- 
beit boomt unter Rot-Grün. 
Experten zufolge wird die 
Schattenwirtschaft in die- 
sem Jahr ein Volumen von 
370 Milliarden Euro errei- 
chen - das ist ein Plus von 
sechs Prozent und fast ein 
Fünftel des Bruttoinlands- 
produktes. Bezeichnend: In 
fast allen anderen Industrie- 
nationen ging die Schwarz- 
arbeit zurück. 

Deutschland braucht end- 
lich tiefgreifende Reformen 
- sowohl am Arbeitsmarkt 
als auch in den Sozialsyste- 
men. Dazu gehört, dass wir 
die sozialen Sicherungssys- 
teme von den Lohnzusatzko- 
sten abkoppeln, wie es die 
Herzog-Kommission vor- 
schlägt. Nur so können wir 
den Faktor Arbeit wieder be- 
zahlbar machen. 

Unsere Vorschläge für 
den Arbeitsmarkt und zur 
Reform der sozialen Siche- 
rungssysteme liegen auf 
dem Tisch. Jetzt muss der 
Kanzler endlich Farbe be- 
kennen, wie er Deutschland 
wieder nach vorne bringen 

will. 
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NATIONALER   FEIERTAG 

TAG   DER   DEUTSCHEN   EINHEIT 

„Ein Ereignis von unschätzbarem Wert." 
Bundesratspräsident Wolf- 
gang Böhmer hat am Tag 
der Deutschen Einheit die 
Aufbauleistungen in den 
neuen Ländern gewürdigt, 
aber auch auf Probleme 
beim Einigungsprozess hin- 
gewiesen. 

Mit einer beispiellosen 
innerdeutschen Solidarität 
ist nach Ansicht von Sach- 
sen-Anhalts Ministerpräsi- 
denten Wolfgang Böhmer 
sehr viel erreicht worden. 
Dennoch gebe es viele un- 
gelöste Probleme, sagte das 
Mitglied des Präsidiums der 
CDU Deutschlands bei sei- 
ner Rede beim Festakt zum 
13. Jahrestag der deutschen 
Wiedervereinigung in Mag- 
deburg. Es gebe schon gut 
entwickelte Landschaften, 
wenn auch nicht überall und 
noch zu wenige. 

Böhmer, der auch amtie- 
render Bundesratspräsident 
ist, beklagte die ungleiche 
Verteilung von Arbeit, die zu 
demographischen Verlusten 
führe und gegen die es noch 
keine erfolgreiche Strategie 
gebe. Der Politiker verwies 
in diesem Zusammenhang 
auf Statistiken, nach denen 
von den knapp 1.600 umsatz- 
stärksten Unternehmen mit 
einem Jahresumsatz von 
mehr als 250 Millionen Euro 

nur 48 in den neuen Ländern 
ansässig seien. Die in Ost- 
deutschland je Einwohnerer- 
zeugte Wirtschaftsleistung 
stagniere seit 1997 bei etwa 
60 Prozent des westdeut- 
schen Niveaus. Die Arbeits- 
losenquote habe im Jahres- 
durchschnitt 2002 im Bun- 
desgebiet Ost mehr als das 
Doppelte über der im Bun- 
desgebiet West gelegen. Fast 
jeder dritte Euro, der durch 
private Haushalte, Unterneh- 
men oder den Staat im östli- 
chen Teil Deutschlands aus- 
gegeben werde, müsse nach 
wie vor durch Transferlei- 
stungen aus dem Westen fi- 
nanziert werden. „Das darf 
sich nicht verfestigen", 
mahnte Wolfgang Böhmer. 

Mit Blick auf den gesamt- 
deutschen Reformbedarf 
sagte der Ministerpräsident, 
in Ostdeutschland mit gerin- 
gerem Wirtschaftswachstum 
und höherer Arbeitslosigkeit 
sei die Bereitschaft zu Refor- 

men größer. Die Menschen 
in den neuen Ländern hätten 
aus den Erfahrungen des 
schwierigen Transforma- 
tionsprozesses gelernt, dass 
nurdurch Veränderungen die 
erkennbaren Probleme fi» 
die Zukunft gemeistert wer- 
den könnten. „Sie sind dazu 
bereit", sagte Böhmer. „Wif 

haben von der früheren Bür- 
gerbewegung gelernt, nicht 
nur das Unmögliche zu be- 
klagen, sondern wenigstens 

das Mögliche zu tun." 
Literatur-Nobelpreisträ- 

ger Imre Kertesz, der als 
Festredner eingeladen war, 
würdigte die Deutsche Ein- 
heit als Ereignis von un- 
schätzbarem Wert. Der lange 
und konfliktbeladene Pr°' 
zess der Vereinigung sei eine 
Generalprobe für die euro- 
päische Einheit. Kertesz 
Überlebender des Konzen- 
trationslagers Auschwitz 
verteidigte den militärischen 
Kampf gegen den Terroris- 
mus und kritisierte Deutsch- 
lands Rolle im Irak-Krieg- 
„Ich bin überzeugt, dass der 
Pazifismus keine angemes- 
sene Antwort auf die Heraus- 
forderung des Terrorismus 
darstellt." Die rot-grüne 
Bundesregierung hatte ein 
Engagement im Irak-Krieg 

abgelehnt. 

8 UID 32/2003 



AUS    DEN     LÄNDERN 

CHRISTEAN   WAGNER,   HESSISCHER   JUSTIZMINISTER: 

Vorschläge zur 
Förderalismusreform 

Eigenständige Handlungs- 
freiheit von Bund und 
Ländern sowie der Wett- 
bewerb der Länder unter- 
einander sind die Voraus- 
setzung einer dynami- 
schen Entwicklung hin zu 
einer bürgerfreundliche- 
ren, wirksameren und ko- 
stengünstigeren Staatsor- 
ganisation. 

Die Kompetenzen zwi- 
Schen Bund und Ländern 
Müssen daher im Wege der 
Verfassungsänderung klar 
brennt werden. Die Zu- 
ständigkeit für die Staatsak- 
ten und die Verantwor- 
Ur,g für deren Finanzierung 

Bussen in einer Hand verei- 
nt sein. 

nn Einzelnen schlage ich 
0r: Auf die konkurrieren- 
en   Gesetzgebung   sollte 

Verzichtet werden. Die in Ar- 
tikel 74, 74a GG genannten 
0||tikbereiche sollten ent- 
eder der ausschließlichen 

Gesetzgebung des Bundes 
herstellt werden oder aber 
^schließlich  in  den Zu- 
ständigkeitsbereich der Län- 
der fallen. Auf vielen Gebie- 
en »st einheitliches Bundes- 
^cht nicht erforderlich, son- 
ernverhindertdenörtlichen 
ernältnissen   angepasstes, 

Wlrksames und flexibles Lan- 

desrecht. Aus dem Katalog 
der Artikel 74,74a GG könn- 
ten beispielsweise die Besol- 
dung und Versorgung der im 
öffentlichen Dienst der Län- 
der und Kommunen stehen- 
den Bediensteten und die öf- 
fentliche Fürsorge alleinige 
Aufgabe der Länder sein. 

Auf die Rahmenkompe- 
tenz (Artikel 75 GG) sollte 
für einzelne Sachgebiete 
nicht verzichtet werden, um 
einer zu großen Rechtszer- 
splitterung entgegenzuwir- 
ken. Die Rahmengesetzge- 
bung ist das geeignete Mittel 
zur Herstellung eines ein- 
heitlichen Rechtsraums, in 
dem den einzelnen Mitglie- 
dern dieses Rechtsraumes 
ein erheblicher eigenständi- 
ger Gestaltungsspielraum 
verbleibt. Daher sieht auch 
die Europäische Union nun- 
mehr im Entwurf des Eu- 
ropäischen Verfassungsver- 
trages in Artikel I - 32 Rah- 
mengesetze vor, die sich am 
Subsidiaritäts- und Verhält- 
nismäßigkeitsprinzip orien- 
tieren sollen. Beispielsweise 
im Umwelt- und Natur- 
schutzrecht, bei dem es ent- 
scheidend auf die örtlichen 
Verhältnisse ankommt, ist 
die Rahmengesetzgebung 
sehr sinnvoll. Hier können 

die Länder im konkreten Fall 
flexibler und effektiver tätig 
werden als der Bund. Auch 
für das Jagdwesen ist es er- 
forderlich, einen einheitli- 
chen Rechtsrahmen in ganz 
Deutschland herzustellen, 
um etwa einen Grundbe- 
standan jagdbaren Wildoder 
die Grundvoraussetzungen 
der Zulassung zur Jagd oder 
etwa das Reviersystem fest- 
zulegen, aber den Ländern 
die nähere Ausgestaltung 
entsprechend den örtlichen 
Verhältnissen zu überlassen. 

Die Gesetzgebungskom- 
petenz im Finanzbereich ist 
dadurch zu entzerren, dass 
das Institut der Gemein- 
schaftssteuern abgeschafft 
wird. Der Bund sollte allein 
zuständig sein für die Zölle 
und die großen indirekten 
Steuern, vor allem die Mehr- 
wertsteuer. Die Länder soll- 
ten die alleinige Gesetzge- 
bungs- und Erhebungskom- 
petenz für die Einkommen- 
und Körperschaftsteuer er- 
halten, hinzu kämen die 
bisher schon den Ländern 
zustehenden Steuern wie bei- 
spielsweise die Erbschaft- 
steuerundfürdie Kommunen 
die örtlichen Verbrauchsteu- 
ern. Die Mischfinanzierung 
(Artikel 91a und b GG) ist 
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ebenso abzuschaffen wie der 
horizontale Länderfinanz- 
ausgleich. Die Bundeser- 
gänzungszuweisungen sind 
auf Sonderbelastungen (z.B. 
Neue Länder) und Notlagen 
zu beschränken. Das Konne- 
xitätsprinzip in der Form der 
Gesetzeskausalität ist ins 
Grundgesetz aufzunehmen, 
auch im Verhältnis zu den 
Kommunen (Stichwort: Wer 
bestellt, bezahlt! = Änderung 
des Art. 104a GG). 

Der Abbau von Zustim- 
mungspflichtigen Gesetzen 
sollte durch Änderungen im 
Bereich der Verwaltungs- 
kompetenz erfolgen. Dem 
Bund sollte grundsätzlich un- 
tersagt werden, das Verwal- 
tungsverfahren oder die Ver- 
waltungsorganisation der 
Länderbehörden zu regeln. 
Die Bundesauftragsverwal- 
tung ist abzuschaffen. Im Ge- 
genzug sollte dem Bund er- 
möglicht werden, auf den Ge- 
bieten, auf denen er die Ge- 
setzgebungskompetenz be- 
sitzt, auch eigene Verwal- 
tungsbehörden aufzubauen, 
ohne an die Zustimmung der 
Länder gebunden zu sein. So 
könnte er, wenn er will, das 
Verwaltungshandeln bestim- 
men und würde dann auch au- 
tomatisch die Verwaltungs- 
kosten tragen. Überließe er 
die Verwaltung den Ländern, 
so wäre es deren alleinige 
Aufgabe, auch das Verwal- 
tungsverfahren zu regeln. 

BAYERN: 

Edmund Stoiber wiedergewählt 

Zwei Wochen 
nach der baye- 
rischen Land- 
tagswahl ist der 
CSU-Vorsitzen- 
de Edmund Stoi- 
ber erneut zum 
Ministerpräsi- 
denten gewählt 
worden. 
Der seit 1993 am- 
tierende Stoiber erhielt bei 
der Abstimmung 124 von 
180 Stimmen. Das ent- 
spricht der Zahl der CSU- 
Abgeordneten. 53 Abgeord- 
nete stimmten gegen Stoi- 
ber, drei Stimmen waren 
ungültig. 
In seiner Rede hatte Ed- 
mund Stoiber eine Fortset- 
zung seines Sparkurses an- 
gekündigt „Wir wollen der 
Jugend Chancen schenken, 
nicht Schulden hinterlassen 
und halten deshalb am Ziel 
eines Haushalts ohne Neu- 
verschuldung fest", sagte 
Stoiber. Der Staat müsse 
sich nach Jahrzehnten der 
Expansion wieder auf seine 
Kernaufgaben beschrän- 
ken. Edmund Stoiber for- 
derte die bayerische Oppo- 
sition auf, bei den Bürgern 
um Zustimmung für die 
notwendigen Reformen zu 

werben. Er fügte 
hinzu: „Sorgen 
wir gemeinsam 
für Optimismus 
statt Verzagt- 
heit, für Auf- 
bruchstimmung 
statt Zukunfts- 
angst." 

„Wir sind 
nicht Anwälte 

des Status quo. Wir haben 
ein Mandat für die Zukunft." 
Ziel müsse es sein, „dass die 
Menschen Arbeit finden. 
Das hat Vorrang vor allem 
anderen." Zudem müsse 
mit wettbewerbsfähiger 

Bildung in die Zukunft in- 
vestiert werden. 

Erste Gratulanten waren 
der neue Präsident des 
bayerischen Landtags, 
Alois Glück, und sein Nach- 
folger im Amt des Frakti- 
onsvorsitzenden Joachim 
Herrmann. 

Die bayerischen Bürger 
hatten am 21. September ei- 
nen neuen Landtag gewählt. 
Die CSU hatte dabei 60,7 
Prozent der Stimmen und 
eine Zweidrittelmehrheit im 
Parlament erreicht. Stoiber 
hatte vor zehn Jahren seinen 
Vorgänger Max Streibl ab- 
gelöst. 
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RUNDER  TISCH: 

Union schmiedet Bündnis gegen Spam 
^Bündnis gegen Spam" 
hieß das Thema, zu dem 
d'e Internet-Beauftragte 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion Martina 
Krogmann und Ursula 
deinen, Fraktionsbeauf- 
tragte für Verbraucher- 
Schutz, eingeladen hat- 
ten, um mit Vertretern 
aus Wirtschaft, Politik 
und Verbraucherver- 
bänden Meinungen aus- 
tauschen und Wege 
§egen das Spamming 
aufzuzeigen. 

Martina Krogmann for- 
derte in einem Informations- 
PaPier, dass Deutschland 
eine Vorbildfunktion im 
^ampf gegen Spam einneh- 
men solle. Nur durch 
e'ne Kooperation der 
einzelnen Staaten sei 
eine grenzüber- 
Schreitende Strafver- 

Allianz zwischen den Verei- 
nigten Staaten und Europa 
geschlossen werden. Die 
Mitgliedsstaaten der EU 
müssen sich auf einheitliche 
Sanktionen einigen", äußer- 
te sich Patrick von Braun- 
mühl vom Bundesverband 
der Verbraucherzentralen. 
Arndt Groth, Präsident des 
Deutschen Multimediaver- 
bandes sieht einen dringen- 
den Regelungsbedarf: „Die 
Zusammenarbeit der Ver- 
bände muss eine Grundlage 
zur Bekämpfung dieses Pro- 
blems sein." 

Um den Versendern von 
Spam-Mails in Zukunft das 
Handwerk zu legen, fordert 
Martina    Krogmann    eine 

fo'gung der Spam- 
mer zu realisieren, 
Schreibt die Internet- 
Expertin weiter. In 
dlesem Punkt waren 
•sich alle Experten ei- 
ni§: Der Kampf ge- 
gen das Spamming 
*ann nur gewonnen 
Werden, wenn inter- 
zonal enger zu- 
sammengearbeitet 

lrd. „Es muss eine 

Unter Spamming wird im Allgemei- 
nen das Versenden unerwünschter 
Nachrichten per Fax, SMS und - vor 
allem-via E-Mail verstanden. Es han- 
delt sich hierbei überwiegend um un- 
erwünschte Werbung mit zum Teil un- 
seriösem oder sogar strafbarem Inhalt. 
Pro Tag werden weltweit mittlerweile 
rund 10 Milliarden Spam-E-Mails ver- 
sendet. Das entspricht 50 Prozent des 
gesamten E-Mail-Verkehrs. Spam- 
Mails blockieren die E-Mail-Post- 
fächer der Nutzer, belasten die Spei- 
cherkapazität der Provider und führen 
bei Überlastung zu Datenverlusten. 

Eindämmung des Adress- 
handels. Durch konsequente 
Anwendung von daten- 
rechtlichen Vorschriften 
müsse der Handel effektiver 
erschwert werden. Die 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion möchte weiterhin 
durchsetzen, dass die Ano- 
nymität der E-Mail-Adres- 
sen abgeschafft wird. 

Das Problem bei der straf - 
rechtlichen Verfolgung der 
Spam-Mail-Absender ist 
nicht etwa die Rechtslage: 
„Der Geschädigte hat einen 
Unterlassungsanspruch ge- 
genüber dem Spammer. Das 
unerwünschte Werben per 
Telefax erfüllt sogar den Tat- 
bestand der Sachbeschädi- 

gung. Zivilrechtlich 
besteht kein Hand- 
lungsbedarf an neuen 
Gesetzen. Man kann 
durchaus zivilrecht- 
lich vorgehen, wenn 
der Absender be- 
kannt und greifbar ist. 
Das Problem besteht 
in der Verfolgung der 
Straftäter", so 
Rechtsanwalt Niko 
Härting und spielte 
damit auf die Tatsa- 
che an, dass 80 bis 90 
Prozent der Spam- 
Mails aus dem nicht- 
europäischen   Raum 
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kommen. Hurting weiter: 
„Betroffene scheuen oft da- 
vor zurück rechtliche Schrit- 
te einzuleiten, da sie es als 
nicht verhältnismäßig anse- 
hen. 50 Prozent der Kläger 
sind daher Rechtsanwälte." 

Die Wirtschaft reagierte 
bereits auf das Problem des 
Spammings. Im Rahmen ei- 
ner Kooperation gehen 
AOL, Microsoft und Yahoo 
in einem „Vier-Säulen-Pro- 
gramm" gegen das Spam- 
ming vor. Mit diesem Pro- 
gramm setzt man sich unter 
anderem für eine bessere 
Aufklärung der Verbrau- 
cher ein. Die Filterpro- 
gramme der Provider 
sollten genutzt werden. 
Außerdem sei es ratsam, 
eine ungewöhnliche E- 
Mail-Adresse zu benut- 
zen", so der Leiter der poli- 
tischen Kommission von 
AOL Deutschland, Gunnar 
Bender. Ein Problem der 
Provider sei es auch, dass 
der Nutzer oft den Provider 
für die Spam-Mails verant- 
wortlich machen würde. 
„Dabei ziehen wir beide an 
einem gemeinsamen 
Strang. Wir haben kein In- 
teresse an Spamming", 
meinte Gunnar Bender . 
Leslie Romeo, Spam-Be- 
auftragter von Web.de: 
„Provider sollten stellver- 
tretend für den Kunden ge- 
gen das Spamming vorge- 
hen können." 

J0CHEN-K0NRAD   FROMME 

Aussiedlerbeauftragter fordert 
Integrationsanreize 

Der Beauftragte für Aus- 
siedlerfragen der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, 
Jochen-Konrad Fromme, 
fordert eigene Anstren- 
gungen der Spätaussiedler 
zu ihrer Integrations- 
fähigkeit. 
Spätaussiedler müssten 
die Zeit zwischen der Ge- 
nehmigung der Einreise 
und der tatsächlichen 
Einreise, die häufig einen 
Umfang von mehreren 
Monaten oder Jahren hat, 
stärker dazu nutzen, sich 
auf ihren Aufenthalt in 
Deutschland einzustel- 
len. Es sei ihnen ohne 
weiteres zuzumuten, 
durch eigene Anstren- 
gung zu beweisen, dass 
sie sich wirklich in die 
bundesdeutsche Gesell- 
schaft schnell einglie- 
dern wollen. Das gilt 
auch und insbesondere 
für ihre Angehörigen. 
Ein wichtiges Mittel 
dazu ist das Erlernen der 
Sprache. Fromme for- 
dert, dazu Anreize zu set- 
zen. Wer durch einen ent- 
sprechenden freiwilligen 
Test nachweist, dass er 
die    deutsche    Sprache 

über den für den Nach- 
weis der Abstammung 
erforderlichen Rahmen 
hinaus in einem Umfang 
beherrscht, der ihm die 
sofortige Eingliederung 
in den Arbeitsmarkt er- 
möglicht, soll die dafür 
entstehenden Kosten er- 
stattet bekommen. Für 
die Bundesrepublik ist 
dieses Verfahren wirt- 
schaftlich, weil es in je- 
dem Falle preiswerter ist, 
als lange Aufenthalte in 
der Bundesrepublik zur 
Verbesserung der Spra- 
che zu finanzieren. In 
einem solchen Verfahren 
würde auch kein Geld 
„in dubiosen Kanälen 
oder Organisationskosten 

versickern, weil es gezielt 
die Menschen erreichen 

würde. 
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VOLKER    KAUDER: 

Schröder muss 
sich für Diffamie- 
rungskampagne 
entschuldigen 

"er Erste Parlamentari- 
sche Geschäftsführer 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion erklärte zur 
Einstellung des staatsan- 
waltschaftlichen Ermitt- 
lungsverfahrens wegen 
angeblicher Aktenver- 
n'chtungen und Datenlö- 
Schungen im Bundes- 
kanzleramt: 

Die Staatsanwaltschaft 
°°nn hat mit ihrer Ein- 
teilung des Ermittlungs- 
Vgrfahrens endlich der un- 
säglichen Diffamie- 
rungskampagne der Füh- 
rur>gsspitze des Kanzler- 
amtes gegen die Regie- 
J"ung Kohl und ihrer Mit- 
arbeiter ein Ende bereitet. 

Die Verantwortung für 
,e Inszenierung dieser 

uiwürdigen Aufführung 
tragen        Bundeskanzler 

chröder und sein Amts- 
Chef   Staatssekretär   Dr. 

Steinmeier. Mit der Ein- 
stellung des Ermittlungs- 
verfahrens steht für mich 
fest: Die unter der Regie 
von Dr. Steinmeier erho- 
benen und von seinem 
Vorermittler Dr. Hirsch 
präsentierten böswilligen 
Behauptungen gegen die 
frühere Bundesregierung 
dienten vor allem der Ab- 
lenkung von eigenen Re- 
gierungsversagen. 

Feige ist, dass Schrö- 
der und Steinmeier sich 

bei diesem Stück die Mit- 
arbeiter des Bundeskanz- 
leramtes vorgenommen 
haben, anstatt sich mit 
dem politischen Gegner 
zu messen. 

Es ist ein in der Ge- 
schichte der Bundesrepu- 
blik Deutschland einzig- 
artiger Vorgang, wenn 
die Führung des Bundes- 
kanzleramtes ihre eigenen 
Mitarbeiter mit diszipli- 
narrechtlichen Vorermitt- 
lungsverfahren überzieht 

LAURENZ   MEYER: 

Das Ende einer Kampagne 
Es ist gut, dass 
die unerträg- 
liche Kampag- 
ne ein Ende hat, 
die die rot- 
grüne Bundes- 
regierung und 
ihr sogenannter 
„Sonderermitt- 
ler" Hirsch gegen Helmut 
Kohl geführt haben. 

Dass die Staatsan- 
waltschaft das Verfahren 
schon vor längerer Zeit 
einstellen wollte, dann 
aber auf politischen 
Druck aus dem Kanzler- 
amt hin fortführen mus- 
ste, nährt den Verdacht: 
Rot-Grün ging es allein 

darum, das 
Verdienst Hel- 
mut Kohls mit 
Mitteinder Jus- 
tiz zu beschädi- 
gen. Es ist gut, 
dass sich die 
Staatsanwalt- 
schaft davon 

nicht hat beeinflussen 
lassen. 

Jetzt sollte Hirsch öf- 
fentlich um Entschuldi- 
gung bitten - Altkanzler 
Helmut Kohl, vor allem 
aber die Mitarbeiter des 
Kanzleramtes. Die hat 
Hirsch durch seine Ver- 
dächtigungen in unerträgli- 
cher Weise kriminalisiert. 

UID 32/2003-13 



'Aus   DER   CDU/CSU - BUNDESTAGSFRAKTION 

und strafrechtlichen Er- 
mittlungen aussetzt, nur 
um einen politischen Vor- 
teil dadurch zu erlangen. 

Dieses inakzeptable 
Verhalten wird ein parla- 
mentarisches Nachspiel 
haben. 

Fest steht, von den an- 
geblich fehlenden Akten 
lagen die wesentlichen 
dem Untersuchungsaus- 
schuss der 12. Legislatur- 
periode im Original vor. 
Über die besonders wich- 
tigen, dem Kernbereich 
exekutiver Eigenverant- 
wortung zuzurechnenden 
Akten, die dem Untersu- 
chungsausschuss nicht 
vorgelegt wurden, verfügt 
das Bundeskanzleramt. 

Es hat auch keine 
rechtswidrigen Datenlö- 
schungen gegeben. Wie 
Staatssekretär Dr. Stein- 
meier zuletzt auf eine par- 
lamentarische Anfrage 
am 14. Mai 2003 zugeben 
musste, gilt im Bundes- 
kanzleramt nach wie vor, 
dass dort alle wesentli- 
chen Unterlagen aus- 
schließlich in Papierform 
aufbewahrt und verwaltet 
werden. Allein maßgeb- 
lich ist also, was später in 
Papierform in die Akten 
gelangt. 

Ex-Kanzleramtsminis- 
ter Bodo Hombach hat 
sich öffentlich deutlich 
von     dem     unwürdigen 

Spiel seines Nachfolgers 
Dr. Steinmeier distan- 
ziert. Hombach hat klar- 
gestellt: „... die Mitarbei- 
ter, die ich aus der Ver- 
gangenheit übernommen 
habe,... waren außeror- 
dentlich loyal. Ich habe 
keinen Verdacht zu erhe- 
ben ... Die „Bundeslösch- 
tage" hat es nie gegeben." 
Wie Recht Hombach 
hatte, zeigt die hilflose 
Reaktion von Staatsminis- 
ter Schwanitz, Hombach 
könne zur Frage der 
angeblichen Aktenfehl- 
bestände und Daten- 
löschungen im Bundes- 
kanzleramt nicht aus 
eigener Anschauung be- 
richten. Schwanitz ver- 
schwieg dabei, dass 
dies auch für ihn 
selbst, Dr. Steinmeier und 
Dr. Hirsch gilt. 

Bundeskanzler Schrö- 
der sollte sich nach der 
Einstellung des Verfah- 
rens ein Beispiel an Bun- 
despräsident Rau neh- 
men. 

Als damaliger Mini- 
sterpräsident zögerte die- 
ser nicht, sich im Landtag 
von Nordrhein-Westfalen 
am 13. 12. 1978 für 
das Verhalten seines 
Innenministers Dr. Burk- 
hard Hirsch zu entschul- 
digen. Hirsch hatte öf- 
fentlich einen angeblich 
unkorrekten Umgang mit 

Akten unterstellt und da- 
mit ein Riesenspektakel 

veranstaltet. 
Auch Bundeskanzler 

Gerhard Schröder muss 
sich bei den Betroffenen 
und ihren Familien unver- 
züglich entschuldigen, sie 
rehabilitieren und ihre 
Ehre wieder herstellen- 
Das gebietet schon der 
Anstand. 

MARIA  BöHMER: 

Ein Recht auf 
beste Bildungs- 

chancen 

Zur Vorstellung deS 

Gutachtens „Kinderbe- 
treuung und frühkindlj* 
ehe Bildung" von Fami- 
lienministerin Renate 
Schmidt erklärte die 
stellvertretende Frakti- 
onsvorsitzende: 

Endlich   kommt   auch 
die      Familienministerin 

auf den Trichter: Bei Bil- 
dung und Betreuung inl 

Vorschulalter sind vvir 
hier  in   Deutschland   ^ 
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europäischen Vergleich 
Schlusslicht. In hohem 
Maße werden bisher Ent- 
^lcklungschancen in den 
ersten Lebens- und Lern- 
Jahren vertan. Dabei müs- 
Sen wir gerade in den er- 
sten sechs Jahren der Kin- 
der ansetzen. In diesem 
Alter werden die Funda- 
mente für die Bildung ge- 
'egt. Wir müssen die früh- 
kindlichen Chancen zum 
Lernen nutzen und för- 
dern. Elternhaus und Insti- 
tution müssen deshalb en- 
ger als bisher kooperieren. 
^s hat die Unionsfrak- 
tion schon längst erkannt 
Und deshalb bereits im 
Mai diesen Jahres ein Po- 
s,tionspapier zum Thema 
E'ternhaus, Bildung und 
Betreuung verzahnen, be- 
schlossen. Die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
f°rdert daher: 
* ein Bildungskonzept 

für Kinder im Alter von 
0 bis 10 Jahren. Es muss 
gemeinsam von allen 
Verantwortlichen - El- 
tern, Fachkräften, Trä- 
gern der Einrichtungen 
und Politik - erarbeitet, 
urngesetzt und verant- 
wortet werden. Bayern 
und Hessen haben hier 
Vorreiterfunktionen 
übernommen; 

* ein umfassendes Bil- 
dungsverständnis, das 
der  frühen   Förderung 

der Kinder vor Ein- 
tritt in die Schule ei- 
nen höheren Stellen- 
wert gibt; 

• die Verbesserung der Er- 
zieherinnenausbildung; 

• die Einschulung be- 
reits mit 6,0 statt bisher 
erst durchschnittlich 
mit 6,8 Jahren; 

• die Entlastung der Eltern 
bei den Kosten für 
den Kindergarten. Das 
3. Kindergartenjahr soll- 
te für Eltern mit zwei 
oder mehr Kindern kos- 
tenfrei bleiben. Denn in 
den ersten Lebensjah- 
ren des Kindes wird der 
Grundstein für die Bil- 
dung und Erziehung ge- 
legt; 

• den Ausbau eines qua- 
litativ hochwertigen 
Betreuungssystems für 
die unter 3 jährigen. 
Dazu muss auch ein 
Konzept zum Ausbau 
der Tagespflege ent- 
wickelt werden; 

• den Ausbau von Ganz- 
tagsschulen in offener 
und gebundener Form, 
um den unterschied- 
lichen Bedürfnissen 
von Kindern und Eltern 
gerecht werden zu 
können. 
Die erforderlichen 

Maßnahmen für eine bes- 
sere Bildung und Betreu- 
ung sind bekannt. Die 
unionsregierten   Ländern 

handeln bereits. Sie wol- 
len in der Kultusminister- 
konferenz einen gemein- 
samen Orientierungsplan 
für Bildung und Erzie- 
hung bis zum Schul- 
eintritt vorschlagen. Die 
SPD-regierten Länder 
sollten diesem Beispiel 
folgen. Denn alle Kinder 
in Deutschland haben ein 
Recht auf beste Bildungs- 
chancen. 

DIETRICH AUSTERMANN: 

Quittung für 
unseriöse 

Haushaltsplanung 

Zur drohenden Rekord- 
verschuldung im Bun- 
deshaushalt erklärt der 
haushaltspolitische Frak- 
tionssprecher: 

Die im März von Rot- 
Grün beschlossene Netto- 
kreditaufnahme von 18,9 
Mrd. Euro war von An- 
fang an eine Farce gewe- 
sen. Bis zu 24 Mrd. Euro 
zusätzliche Schulden 
wird Eichel in diesem Jahr 
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aufnehmen müssen. Be- 
reits zu Beginn des Jahres 
war klar, dass das Wachs- 
tum und die Steuereinnah- 
men zu hoch und die Ar- 
beitsmarktausgaben viel 
zu niedrig angesetzt wor- 
den sind. So schafft man 
kein Vertrauen! 

Die Neuverschuldung 
des Bundes wird in 2003 
den Haushaltsansatz um 
mehr als das Doppelte 
überschreiten und bis zu 
43 Mrd. Euro betragen. 
Das gesamtstaatliche De- 
fizit wird sich auf fast 90 
Mrd. Euro belaufen. Der 
Löwenanteil davon ent- 
fällt auf den Bund. Die 
Überschreitung der Maas- 
tricht-Defizitgrenze wird 
deutlich über 4 Prozent 
liegen. Jetzt holt Eichel 
die eigene unseriöse 
Haushaltsplanung ein, die 
auf völlig unrealistischen 
Annahmen über das 
Wachstum und die Ent- 
wicklung auf dem Ar- 
beitsmarkt beruht. 

Bei den Steuereinnah- 
men wird am Ende des 
Jahres eine Lücke von rd. 
9 Mrd. Euro bestehen. Die 
Steuerschätzung im No- 
vember wird weiter nach 
unten tendieren. Die Ar- 
beitsmarktausgaben al- 
lein dürften um 13 Mrd. 
Euro höher liegen als von 
Eichel erwartet. In der 
Rentenkasse   droht   zum 

Ende des Jahres eine Li- 
quiditätshilfe des Bundes 
fällig zu werden. Die Ein- 
nahmeverluste aus der 
Verschiebung der LKW- 
Maut von netto 700 Mio. 
Euro schlagen ebenfalls 
zu Buche. 

Der Wille zum Um- 
steuern ist bei Bundesfi- 
nanzminister Eichel je- 
doch nicht erkennbar. Der 
dringend erforderliche 
Nachtragshaushalt liegt 
noch nicht vor. Er soll vor- 
aussichtlich erst am 15. 
10. oder am 5. 11. — quasi 
im Windschatten der Re- 
formdebatte — vorgelegt 
werden. Wedereine Haus- 
haltssperre, noch ein Kas- 
sensturz, noch ernsthaftes 
Sparen sind zu erkennen. 

Die Union fordert wei- 
terhin eine sofortige 
Haushaltssperre, einen 
schonungslosen Kas- 
sensturz, kräftige Spar- 
maßnahmen im konsum- 
tiven Bereich beim Bund 
und bei der Bundesanstalt 
für Arbeit, die Beschleu- 
nigung von Genehmi- 
gungsverfahren und das 
Straffen von Förderpro- 
grammen sowie eine ent- 
schlossene Bekämpfung 
des Umsatzsteuerbetrugs. 
Vor allem ist eine nach- 
vollziehbare, vertrauens- 
würdige Regierungspoli- 
tik gefordert, damit Inve- 
storen und Konsumenten 

wieder Mut fassen. Dazu 
gehört nicht eine durch 
Pump und Steuerer- 
höhungen finanzierte vor- 
gezogene Steuerreform. 

Der Aufschwung, des- 
sen Anzeichen Schröder 
in Riad erkennen will* 
wird bei fortgesetzter rot- 
grüner Politik weder beim 
Konsum, noch bei den In- 
vestitionen und auch nicht 
auf dem Arbeitsmarkt ein- 
treten. 

HARTMUT  KOSCHYK: 

Innenpolitik aus 
einem Guss 

Im Anschluss an ein Ge- 
spräch der CDU/CSU- 
Innenpolitiker mit dem 
niedersächsischen In" 
nenminister Uwe Schü- 
nemann erklärt der in- 
nenpolitische Frakti- 
onssprecher: 

Die im rot-grünen Zu- 
wanderungsgesetz vorge* 
sehene massive Auswei- 
tung der Zuwanderung 
muss zurückgeschraubt und 
zugleich   die   Integration 
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deutlich verbessert werden. 
Dies haben die Innenpoliti- 
ker der CDU/ CSU-Bun- 
destagsfraktion und der nie- 
dersächsische Innenmini- 
ster Uwe Schünemann im 
Anschluss an gemeinsame 
Beratungen erneut betont, 
km Kompromiss beim Zu- 
wanderungsgesetz kann nur 
nach grundlegender Über- 
leitung zustande kom- 
men. 

Kernforderungen 
für das Vermittlungs- 

verfahren 

Entgegen aller Beteue- 
rurigen der rot-grünen Ko- 
alition weitet das Gesetz 
dle   Zuwanderung    nach r-, ° 
Deutschland gegenüber 
dem bisherigen Zustand 
massiv aus. Jeder kann dies 
n der Begründung nachle- 

sen. Dort heißt es wörtlich, 
aass „der dem gesamten 
^usländerrecht zugrunde 
fegende Grundsatz der 
einseitigen Zuwande- 
rungsbegrenzung aufgege- 
ben werden soll." Dieses 
^'el ist angesichts von 4,5 
Millionen Arbeitslosen 
Und vor dem Hintergrund 
der im Zuge der EU-Oster- 

eiterung zu erwartenden 
^'gration nicht zu verant- 
w°rten. Die Kernforderun- 
§en der Union für das Ver- 
^'ttlungsverfahren lauten: 

Das Gesetz muss die 
Zuwanderung wirksam 
steuern und begrenzen; 
Maßstab für Zuwan- 
derung muss die In- 
tegrationsfähigkeit von 
Staat und Gesellschaft 
sein. 
Zuwanderung darf nicht 
ohne wirkliches natio- 
nales Arbeitsmarktbe- 
dürfnis erfolgen. 
Humanitäre Zuwande- 
rung muss auf den 
Anwendungsbereich 
der Genfer Flüchtlings- 
konvention begrenzt 
werden. 
Nicht nur Neuzuwan- 
derer, sondern auch 
die hier bereits recht- 
mäßig lebenden Aus- 
länder müssen inte- 
griert werden. 

Effiziente Verbrechens- 
bekämpfung 

Einigkeit bestand da- 
rin, dass die DNA-Ana- 
lyse als Standard-Maß- 
nahme immer dann erfol- 
gen muss, wenn bei derer- 
kennungsdienstlichen 
Behandlung auch ein Fin- 
gerabdruck genommen 
und ein Lichtbild erstellt 
wird. Wie die erfolgreiche 
Aufklärung schwerster 
Verbrechen immer wie- 
der zeigt, ist die DNA- 
Analyse ein verlässliches, 

effektives und unver- 
zichtbares Mittel zur Auf- 
klärung und Verhinde- 
rung von Straftaten, aber 
auch zur Entlastung zu 
Unrecht Beschuldigter. 
Ein Expertengespräch der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion hat dies jüngst 
eindrucksvoll bestätigt. 
Dennoch ist dieses Instru- 
ment zum Schütze der Be- 
völkerung bislang nicht in 
dem Maße zulässig, wie 
dies Praktiker aus Polizei 
und Justiz fordern. Daher 
werden entsprechende 
Bundesratsinitiativen mit 
Regelungen zur Verbes- 
serung der DNA-Analyse 
gemeinsam unterstützt. 

Weitere Themen des 
Gesprächs waren die No- 
vellierung des nieder- 
sächsischen Polizeigeset- 
zes, die Umsetzung der 
durchgreifenden Verwal- 
tungsreform in Nieder- 
sachsen sowie die schlicht 
inakzeptable Weigerung 
des Bundes, seinen ange- 
messenen Anteil an der 
Finanzierung des digita- 
len Funksystems für Be- 
hörden mit Sicherheits- 
aufgaben (BOS-Digital- 
funk) zu übernehmen. 

UiTB/M 

Weitere Presse- 
mitteilungen der 

CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion unter 

www.cducsu.de 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Mikrofon-Windschützer 

Bestell-Nummer: 9088 
Preis je 1 Stück: 14,80 € 

inkl. MwSt.: 17,17 € 

CDU 

CDU-Erkennungszeichen 
Anstecknadel 

Bestell-Nummer: 0232 
Preis je       50 Stück: 23,50 € 

inkl. MwSt.: 27,26 € 

Ordnerarmbinden 

Bestell-Nummer: 0301 
Preis je       50 Stück: 20,50 € 

inkl. MwSt.: 23,78 € 

PVC-Hinweisschild 
18 x38 cm 

Bestell-Nummer: 0542 
Preis je      25 Stück: 17,90 € 

inkl. MwSt.: 20,76 € 

I 
1 

Ordner 
/ 

Überkleber „Wir danken für Ihr Vertrauen" 

42,5 cm x 15 cm 

Bestell-Nummer: 8196 
Preis je    250 Stück: 20,20 € 

inkl. MwSt.: 23,43 € Danke 
für Ihr Vertrauen 
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Windbreaker „CDU" 
100% Nylon, dunkelblau, Futterstoff dunkelblau: 
°5% Polyester, 35% Baumwolle. 
Ausstattung: Vorder- und Taschenreißverschluss, 
Bür>dchenregulierung durch Zugband 
m't Stopper und integrierte Kapuze. 

Bestell-Nummer Größe L: 9840 
°estell-Nummer Größe XL: 9841 
°estell-Nummer Größe XXL: 9842 
Preis je Windbreaker: 28,00 € 

inkl. MwSt.: 32,48 € 
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Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

CDU Hißflagge, 
weiß mit rotem Schriftzug CDU 

Hochformat 
1,5m x 3,5m 
Bestell-Nummer: 0295 
Preis je 1 Stück: 25,10 € 

inkl. MwSt.: 29,12 € 

Querformat 
3m x 2m 
Best.-Nr.: 0496 
Preis je 1 Stück: 25,10 € 

inkl. MwSt.: 29,12 € 
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CDU Hißflagge, 
blau mit rotem Schriftzug CDU 
Hochformat 
2m x 4m 

Bestell-Nummer: 0651 
Preis je 1 Stück: 28,60 € 

inkl. MwSt.: 33,18 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arxato logistics services 
Bertelstrumn-Versandzentrutn 

Postfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 


